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Jedem  das Seine geben: 
das wäre  die  Gerechtigkeit  wollen 
und das Chaos erreichen. 

Friedrich  Nietzsche 
Unschuld  des Werdens,  2, 613 

Meinen  lieben  Eltern 
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Kapitel  1 

Einleitung 

In einer sich ständig verrechtlichenden Welt scheint kein Platz mehr zu 
sein für Lebensbereiche, die der juristischen Betrachtung entzogen wären. 
Gerade das Verhältnis von Mediz in und Rechtswissenschaft gibt hierfür  ein 
anschauliches Beispiel ab. Je größer die Mögl ichkeiten der medizinischen 
Diagnostik und Therapie werden, je mehr der Arzt mi t seiner Kunst das 
menschliche Leben zu erhalten und zu verlängern vermag, desto mehr sinkt 
die Bereitschaft  der Menschen, das eigene Schicksal zu akzeptieren, und desto 
mehr steigt das Bedürfnis,  die Mediz in in verstärktem Maße der rechtlichen 
Kontrol le zu unterwerfen.  Der Konfl iktfelder  sind hier Legion. Ärzt l icher 
Hei leingri f f  als tatbestandliche Körperverletzung, künstliche Befruchtung und 
Genmanipulationen seien hier nur stellvertretend für viele entstehende 
Probleme schlagwortartig genannt. Charakteristisch sind dabei stetes 
Mißtrauen auf der einen und das Gefühl der Bevormundung durch Sachun-
kundige auf der anderen Seite. Häuf ig w i rd dabei nicht erkannt, daß der 
gemeinsame, interdisziplinäre Versuch, einen Fragenkreis einer für alle 
befriedigenden Lösung zuzuführen, für alle Beteil igten gewinnbringend sein 
kann. 

Auch die Fragen, die sich i m Zusammenhang mit der Organtransplantation 
stellen, lassen sich nicht ausschließlich unter dem Bl ickwinkel eines Faches 
befriedigend lösen. Transplantation ist eine gesellschaftliche Herausforderung 
und muß daher auch unter Einbeziehung aller Standpunkte gesehen und 
gewürdigt werden. Die Mediz in als die Wissenschaft, die diese Therapie seit 
langem und in großem Umfang anwendet, muß ihre Erfahrungen und 
Hoffnungen  einbringen. Aber auch andere Fakultäten werden sich berufen 
fühlen, ihren Standpunkt vorzutragen. Tatsächlich berührt die Transplantation 
mit der Übertragung von Organen von einem Menschen auf einen anderen ein 
Tabuthema. Es werden dabei grundlegende ethische und theologische Fragen 
aufgeworfen,  die eingehend bedacht werden müssen. Aber auch das Recht ist 
gefordert.  Ihm kommt die Aufgabe zu, die unterschiedlichen Ansichten 
zusammenzuführen und dann verbindl ich festzulegen, unter welchen 
Bedingungen die Transplantationsmedizin zu agieren hat. Daß dieser 
rechtliche Rahmen im Eink lang mi t der Verfassung stehen muß, versteht sich 
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von selbst. Darüber hinaus muß bedacht werden, daß eine verfassungsmäßige 
Ausgestaltung allein noch nicht den Erfolg der Regelung bedingt. Auch die 
rechtspolitische Frage, welches der verfassungsmäßigen Modelle letztendlich 
auch die größten Chancen auf Akzeptanz in der Bevölkerung hat, bedarf  der 
Beantwortung. 

Die vorliegende Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, die vielfaltigen Lösungs-
möglichkeiten und die jeweils dagegen geäußerten Bedenken kritisch zu 
sichten und rechtlich wie rechtspolitisch zu werten. Dabei beschränkt sie sich 
auf die Transplantation von Organen Verstorbener. Fragen der Lebendspende 
werden nur dann gestreift,  wenn dies zum Verständnis notwendig ist. Als 
Ergebnis dieser Auseinandersetzung mit dem Problemkomplex wird ein 
eigener Entwurf eines deutschen Transplantationsgesetzes vorgelegt und 
gegen Ende der Arbeit seine Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz geprüft. 

Am Beginn der Darstellung steht ein Kapitel zu Definition und Bedeutung 
der Organtransplantation aus medizinischer Sicht. In diesem wird auch der 
Rahmen abgesteckt, innerhalb dessen die anschließende rechtliche Diskussion 
vorgenommen werden soll. 

Im Anschluß daran, noch bevor auf die derzeitige Rechtslage in Deutsch-
land eingegangen wird, folgt ein Kapitel zum Recht der Organtransplantation 
in ausgewählten ausländischen Rechtsordnungen. Dem liegt der Gedanke 
zugrunde, ob nicht aus einem solchen Rechtsvergleich Denkanstöße für die 
noch ausstehende rechtliche Lösung des Problemkomplexes in unserem Land 
gewonnen werden könnten, zumal die bisherige Diskussion in Deutschland 
immer um die gleichen Fragen kreiste, ohne zu einer für alle Seiten befriedi-
genden Lösung gekommen zu sein. Der Blick über die Grenzen zeigt häufig 
ein völlig anderes Problemverständnis und demzufolge auch abweichende 
Lösungsmöglichkeiten. Dieses Vorgehen soll die Bedingungen für die 
notwendige Offenheit  und Unvoreingenommenheit beim Herangehen an die 
Problematik schaffen. 

Kapitel 4 ist mit „Rechtliche Grundlagen der Organtransplantation in 
Deutschland" überschrieben. Ziel dieses Abschnittes ist es, zunächst 
aufzuzeigen, welche Gesetzesvorschläge in der Vergangenheit in Deutschland 
gemacht wurden. Da keiner dieser Entwürfe jemals Gesetzeskraft  erlangt hat1, 
wird anschließend das Recht der Organtransplantation, so wie es sich heute 
anhand der allgemeinen Regeln darstellt und praktiziert wird, vorgestellt. Am 
Schluß des Kapitels wird auf den derzeitig aktuellen Gesetzentwurf  eingegan-
gen und der letzte verfügbare  Stand analysiert. 

1 Abgesehen von der Transplantations Verordnung der DDR aus dem Jahre 1975, 
siehe dazu unten Kapitel 4 II., S. 60 ff. 
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Nachdem die Analyse der lege lata hinsichtlich der Transplantation 
menschlicher Organe unbefriedigend ist, soll in Kapitel 5 versucht werden, 
alle theoretischen Möglichkeiten zur Transplantationsregelung aufzuzeigen. 
Besonderes Augenmerk wird dabei auf die verfassungsrechtliche  Umsetzbar-
keit gelegt. Dabei ergibt sich, daß nach der in dieser Arbeit vertretenen 
Ansicht nur solche Modelle als verfassungsmäßig haltbar erscheinen, denen 
die Zustimmung des Organspenders als Entnahmevoraussetzung zugrunde 
liegt. 

Eine solche Prämisse stimmt jedoch bedenklich im Hinblick auf die Mög-
lichkeit, Menschen in einem größeren Umfang als bisher durch die Übertra-
gung menschlicher Organe zu helfen. Denn: Fordert man eine zu Lebzeiten 
erteilte Zustimmung zur Organspende als unumgängliche Entnahmevoraus-
setzung, würde dies bei der derzeitigen Einstellung großer Kreise der 
Bevölkerung zum Ende der Transplantationsmedizin in Deutschland führen, 
da bisher nur ein verschwindend geringer Teil der Bevölkerung zu Lebzeiten 
eine Spendeerklärung abgegeben hat. Vor die Wahl gestellt, die grundrecht-
lich verbürgten Freiheiten des Einzelnen dem Pragmatismus der Transplanta-
tionsmedizin zu opfern oder nach Mitteln und Wegen zu suchen, eine 
möglichst große Zahl von Mitbürgern zur Organspende zu bewegen, schlägt 
die Arbeit einen neuen Weg ein: Ausgehend von dem alten Prinzip „do ut des" 
wird in Kapitel 6 das Modell einer Motivationslösung skizziert. Dieser liegt 
der Gedanke zugrunde, daß zum einen jeder Mensch eher bereit ist, ein Opfer 
zu bringen, wenn er eine Gegenleistung dafür erhält. Zum anderen soll hier 
das Prinzip zum Tragen kommen, daß derjenige, der zu einer Organspende 
nach seinem Tod bereit ist, auch in den Genuß prioritärer  Versorgung mit 
Spenderorganen kommen soll. Nachdem untersucht wurde, auf welche Weise 
eine rechtliche Umsetzung der Motivationslösung erfolgen könnte, entscheidet 
sich die Arbeit für eine gesetzliche Regelung in einem Transplantationsgesetz, 
welches in den entscheidenden Paragraphen im Entwurf vorgestellt wird. 

Im abschließenden 7. Kapitel dieser Arbeit wird das Transplantationsgesetz 
in der vorgeschlagenen Fassung auf seine Verfassungsmäßigkeit  hin 
untersucht. Es ergibt sich, daß eine rechtliche Regelung der Transplantati-
onsmedizin auf der Basis der Motivationslösung sowohl rechtlich möglich als 
auch rechtspolitisch sinnvoll wäre. 

2 Kühn 


